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1. Allgemeines

1.1 Begriff des öffentlichenGesundheitsdienstes

Das öffentliche Gesundheitswesen stellt neben der ambulanten und der stationären Ver-
sorgung die dritte Säule der gesundheitlichen Versorgung der Bevölkerung dar. Der
Begriff „öffentliches Gesundheitswesen“ umfasst nach der heute allgemein vertretenen
Auffassung die Gesamtheit der öffentlich-rechtlichen Aufgaben auf dem Gebiet des
Gesundheitswesens. Dies sind im Einzelnen:

– der öffentlicheGesundheitsdienst,
– die ärztlichenDienste der Sozialversicherung,
– der ärztliche Dienst der Versorgungsverwaltung,
– der ärztliche Dienst der Arbeitsverwaltung,
– der gewerbeärztliche Dienst,
– der polizeiärztliche Dienst.

Von diesen Aufgaben werden die des öffentlichen Gesundheitsdienstes vom Land, den
Kreisen und den kreisfreien Städten als Träger des öffentlichen Gesundheitsdienstes
durchgeführt, während die übrigen Aufgaben wegen des Sachzusammenhangs mit ande-
ren Rechtsgebieten von den ärztlichen Diensten bei den hierfür zuständigen Behörden
wahrgenommen werden. Dabei befassen sich die besonderen ärztlichen Dienste jeweils
nur mit dem für das jeweilige Rechtsgebiet maßgebenden Teil der gesundheitlichen Ver-
sorgung. Der öffentliche Gesundheitsdienst dagegen umfasst die für die gesundheitlichen
Belange der gesamten Bevölkerung wesentlichen Aufgabenbereiche wie z. B. Gesund-
heitsschutz, Gesundheitshilfe sowie Überwachung der Einrichtungen und Berufe des
Gesundheitswesens und bildet damit den Kernbereich des öffentlichen Gesundheitswe-
sens. Dies erklärt auch, warum im allgemeinen Sprachgebrauch öffentliches Gesundheits-
wesen und öffentlicher Gesundheitsdienst häufig gleichgesetzt werden. Die folgenden
Ausführungen beschränken sich auf die Darstellung des öffentlichen Gesundheitsdienstes
in Schleswig-Holstein und die durch das schleswig-holsteinische Landesrecht bedingten
Besonderheiten imVergleichmit den anderen Bundesländern.

1.2 Rechtsgrundlagen des öffentlichenGesundheitsdienstes

Die wichtigste Rechtsgrundlage für den öffentlichen Gesundheitsdienst in Schleswig-Hol-
stein bildet das Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst – Gesundheitsdienst-
Gesetz (GDG) – vom 14.12.2001 (GVOBl. Schl.-H. S. 398) zuletzt geändert durch Gesetz
vom 13.7.2011 (GVOBl. Schl.-H. S. 218), mit der Landesverordnung zur Regelung von
Zuständigkeiten nach gesundheits- und tiergesundheitsrechtlichen Vorschriften die
zuletzt durch Art. 1 der Verordnung vom 19.1.2016 geändert worden ist (GVOBl. Schl.-
H. S. 27), siehe Anhänge 1 und 2. Zusammenmit demKommunalverfassungsrecht – insbe-
sondere der Gemeindeordnung vom 28.2.2003, zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes
vom 3.8.2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 788) und Kreisordnung i. d. F. vom 28.2.2003, zuletzt
geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 3.8.2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 788) – sowie dem
Landesverwaltungsgesetz – LVwG – i. d. F. vom 2.6.1992, zuletzt geändert durch Gesetz
vom 21.7.2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 659) regelt es die Organisation des öffentlichen
Gesundheitsdienstes. Das GDG regelt einige Aufgaben des öffentlichen Gesundheits-
dienstes unmittelbar; daneben gelten die bundes- und landesrechtlichen Vorschriften über
besondere Aufgaben des öffentlichen Gesundheitsdienstes, die im GDG und in der Lan-
desverordnung zur Regelung von Zuständigkeiten nach gesundheits- und tiergesundheits-
rechtlichenVorschriften im Einzelnen aufgeführt sind.
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1.3 Vorgeschichte, Entstehung undAnpassungen desGesundheitsdienst-Gesetzes

Bis zum Inkrafttreten des ersten Gesundheitsdienst-Gesetzes am 1.4.1979 wurden die Auf-
gaben des öffentlichen Gesundheitsdienstes in Schleswig-Holstein nach dem Gesetz über
die Vereinheitlichung des Gesundheitswesens vom 3.7.1934 – Vereinheitlichungsgesetz –
und den dazu erlassenen drei Durchführungsverordnungen wahrgenommen, die nach
1945 als Landesrecht fortgalten. Durch Erlass der Landesverwaltung vom 3.8.1946 (Amtsbl.
Schl.-H. S. 57) waren die Aufgaben der Gesundheitsverwaltung auf die Kreise übertragen
und die bis dahin staatlichen Gesundheitsämter kommunalisiert worden. Rechtsgrundlage
für die Arbeit der kommunalisierten Gesundheitsämter blieb aber weiterhin das auf eine
staatlicheGesundheitsverwaltung zugeschnittene Vereinheitlichungsgesetz.

Die starke gesundheitspolizeiliche Ausrichtung dieser Vorschriften, veränderte soziale
Verhältnisse und durch den wissenschaftlichen Fortschritt gestiegene Anforderungen z. B.
an die Hygienemachten die Schaffung neuer gesetzlicher Grundlagen für den öffentlichen
Gesundheitsdienst erforderlich. 1979 erhielten die Aufgaben des öffentlichen Gesund-
heitsdienstes in Schleswig-Holstein durch das Gesetz über den öffentlichen Gesundheits-
dienst einen neuen gesetzlichen Rahmen. Mit dieser Neuregelung hatte Schleswig-Hol-
stein als erstes Bundesland die genannten vorkonstitutionellen Vorschriften von 1934
ersetzt und damit maßgebend zu einer Reform des öffentlichen Gesundheitsdienstes in
Deutschland beigetragen.

Das Gesetz von 1979 erfüllte jedoch nicht mehr uneingeschränkt die Anforderungen, die
an ein Regelwerk für ein modernes, flexibel agierendes und für die Bevölkerung attrakti-
ves Dienstleistungs- und Servicesystem gestellt werden müssen. Jahrelange Diskussionen
und Gesetzgebungsverfahren zu einer Strukturreform des Gesundheitswesens hatten auf-
grund ihrer überwiegend individualmedizinischen und krankenversicherungsrechtlichen
Ausrichtung bevölkerungsmedizinische Aspekte und den öffentlichen Gesundheitsdienst
weitgehend ausgeblendet. Zunehmend war und ist zu konstatieren, dass größere Teile der
Bevölkerung, deren gesundheitlichen Probleme häufig in ihrer sozialen Lage begründet
odermit ihnen verhaftet sind, von einem starkwettbewerbsorientiertenGesundheitswesen
nicht im ausreichenden Maße erreicht werden. Das betraf und betrifft zum Beispiel Sucht-
kranke, psychisch Kranke, von sozialen Notlagen und Wohnungslosigkeit Betroffene
sowie Migrantinnen und Migranten. Darüber hinaus hat die Veränderung des Altersauf-
baus der Bevölkerung eine Steigerung von chronischen, geriatrischen und Mehrfacher-
krankungen begünstigt. Unbestreitbar haben auch Umweltbelastungen mit gesundheit-
lichenAuswirkungen zugenommen.

Diese Entwicklungen machten es erforderlich, die sozialstaatlichen Funktionen des öffent-
lichen Gesundheitsdienstes vor allem dort, wo Risiken für die Gesundheit entstehen kön-
nen, stärker zu akzentuieren und sein Aufgabenprofil insoweit zu schärfen. Verantwor-
tungsvolle Gesundheitspolitik darf sich nicht in der individuellen Versorgung der Bevölke-
rung mit Gesundheitsleistungen einschließlich der medizinischen Prävention erschöpfen.
Gesundheit ist untrennbar und in vielfältigenWechselwirkungen verbunden insbesondere
mit den Politikbereichen Siedlungsentwicklung, Wohnen, Jugend, Menschen im Alter,
Schule, Verkehr, Umwelt und Soziales. Gesundheit muss daher auf Landes- und kommu-
naler Ebene als Teil der Gesamtpolitik begriffen und realisiert werden, diemit demZiel der
Reduzierung vermeidbarer Gesundheitsrisiken und der Herstellung gleicher Gesundheits-
chancen für alle an den Ursachen ansetzt. Gerade für den kommunalen öffentlichen
Gesundheitsdienst bedeutet dies eine stetige Anpassung seines Leistungsspektrums und
seiner Organisationsstruktur.

Dem Gesundheitsdienstgesetz von 2001 ging eine enge Abstimmung mit den Kommuna-
len Landesverbänden und den Kreisen und kreisfreien Städten über eine Neuausrichtung
des öffentlichenGesundheitsdienstes voraus:

– von vorwiegend fallbezogenen zu gruppen- und lebensraumbezogenen Leistungen,


